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1 1 26/72 Zeitbild
Lenin und die nationale Frage

Die sogenannte «Leninsche Nationalitätenpolitik» ist eines der häufigsten Schlagworte
in» Vokabular seiner Erben. Seine Normen sollen die Rechte von Völkern und ethnischen
Minderheiten im Rahmen von Nationen oder übergeordneten internationalen Strukturen
definieren. Es erweist sich, dass Lenin grundsätzlich das Selhstbestimmungsrecht nur als
Etappe zum sozialistischen Einheitsstaat anerkannte.

ba, S. 131). «Das alles» (angeblich russisch-
zaristische Tradition anstelle echten Leninismus,
den Dzyuba befürwortet) entbehrt historischer
Richtigkeit: Sowjetbürger der jüngeren Generationen

haben kaum die Möglichkeit, anhand
objektiver (nämlich ausländischer) Quellen ein
wahres Bild der Geschichte zu erwerben. Eine
der Auswirkungen der Tatsache, dass für alle
Sowjetbürger die bürgerlichen Freiheiten
unzugänglich sind.

Am Rande sei noch vermerkt, dass der Faktor
Völkerpsychologie natürlich auch mit hereinspielt.

Bekanntlich wird das Verhalten von
Angehörigen zahlenmässig grosser Völker
gegenüber jenen kleiner Völker (und in umgekehrter

Richtung) durch irrationale Elemente mehr
oder weniger ausdrücklich geprägt, — mutatis
mutandis das Radfahrerprinzip: Wenn diesem
entsprechend ein Ukrainer etwas gegen Russen
als Vertreter einer grösseren Nation hat, so
haben ihrerseits Usbeken und Tadschiken (usw.)
etwas gegen Russen und Ukrainer als Vertreter
der zwei gewichtigsten Nationen der UdSSR.
Oder: Letten benehmen sich nicht minder
antisemitisch als Russen. Für die Minderheitenbeschwerden

der Usbeken und Juden usw. gibt es

Belege.

Mit dem Unterdrückten Lukianenko, der
allerdings die Unterdrücker nicht gleich sieht, wie sie

sich uns darstellen, sagen wir: «Der Triumph
des sowjetischen Rechts wird auch unser
Triumph sein» (S. 27); sagen wir umfassender:
Der Triumph des Rechts wird der Triumph für
alle Menschen sein. HTD

P. Chr. Dahni, Millionen in Russland glauben
an Gott.

Jestetten 1972. Fr. 35.—

Kurz vor Redaktionsschluss erreichte uns dieses

mutige Buch, auf das wir mit mehr als nur einer
Zeile hinweisen möchten. Denn das Buch hält
weit mehr, als der Titel verspricht.
Es ist zunächst eine konzise Geschichte der
russisch-orthodoxen Kirche seit der Oktoberrevolution.

Es ist aber auch eine Nachzeichnung des

Leidensweges der russischen Gläubigen in diesen
schweren Zeiten.
Es ist ferner das mutige Bekenntnis eines Europäers

zu Fakten, die in den Massenmedien und
bis hinein in die kirchlichen Kreise des Westens
so gerne verschwiegen werden.

Es ist schliesslich ein modern gestaltetes, leicht
lesbares und hervorragend illustriertes Kunstbuch,

zu dessen Herausgabe dem Autor und
dem Verlag nur gratuliert werden kann.

Der unwahrscheinlich bescheidene Preis ist
durch ein Opfer der «Aktivitas Ostkirchen»
möglich geworden, eines Vereins, der den Gläubigen

in den geschlossenen Gesellschaften helfen

und über deren Lage den Völkern in den

offenen Gesellschaften berichten will. Sa.

*
Das in der letzten Nummer besprochene Buch
von Phyllis Auty, «Tito, Staatsmann aus dem
Widerstand» ist im Verlag C. Bertelsmann
(München, Gütersloh, Wien) erschienen.

Als Lenin im November 1917 die Macht ergriff,
hatte er den vollkommenen Umsturz eines Regimes

und einen entsprechend weitreichenden
sozialen Wiederaufbau zu bewältigen. Der
Nationalismus war eine der Kräfte, die er für
diesen Umsturz einspannen wollte, auch wenn
darin nicht ganz zuverlässige Kräfte am Werk
waren.

Sein feines Fingerspitzengefühl hatte ihn schon
früh auf die Idee gebracht, eine Rückversicherungsklausel

in seine Selbstbestimmungsdoktrin
einzubauen. Da er auf einer unitären (einheitlichen)

Republik bestand und gegen Föderation
war, diese jedoch unter dem Zwang der damaligen

Verhältnisse akzeptieren musste, hob er
hervor, dass eine Föderation nur als Ueber-
gangslösung auf dem Weg zur unitären Republik

anzusehen sei. Auch dies zeigt Lenins
grosses Anpassungsvermögen auf doktrinärem
Gebiet.

Das Parteiprogramm, das auf dem 8. Parteikon-
gress im Jahre 1919 gemäss Lenins Wünschen
angenommen wurde, enthält die Feststellung,
dass der Föderalismus nur eine Uebergangslö-
sung mit der Aufgabe sei, das Misstrauen der
Arbeiter unterdrückter Nationen gegenüber den
Arbeitern der Unterdrückernationen zu
überwinden. Lenin achtete sehr darauf, dass die
nationalen Gefühle der Minderheiten nicht
beleidigt wurden. So forderte z. B. die Resolution
über die Ukraine, auf dem 8. Parteikongress
1919 angenommen, die Parteimitglieder auf,
zunächst einmal mit den Manifestationen des

Nationalismus Geduld zu haben, die Einführung
der ukrainischen Sprache aktiv mit praktischen
Massnahmen zu unterstützen und die Beamten
Ukrainisch lernen zu lassen. In einem
Telegramm vom 22. Februar 1920 an Stalin in
Charkow fordert ihn Lenin auf, unverzüglich in
allen Hauptquartieren des Heeres Dolmetscher
einzusetzen: «Wir müssen in bezug auf die
Sprache zu jeder Konzession bereit sein und
möglichst Gleichberechtigung anstreben.»

Aber die flexiblen, versöhnlichen und unter dem
Druck der damaligen Verhältnisse erzwungenen
Instruktionen Lenins bedeuten keinesfalls eine
«Politik der hundert Blumen», sondern sind nur
Ausdruck seiner Ansicht, wonach während des

Bürgerkrieges die Erfordernisse des Krieges
absolute Priorität haben. Ansonsten bekämpfte
Lenin jede Sezession, d. h. die Anwendung des

Selbstbestimmungsrechtes, und hat das auch nie
verheimlicht.

So wurde das selbständig gewordene Aserbei-
dschan durch die Rote Armee wieder annektiert.
Dasselbe Schicksal erlitt Georgien im Februar
1921. Beide Staaten hatten lebensfähige
Regierungen. Lenin hatte aktiven Anteil daran, dass

man diese und andere ähnliche militärische
Operationen gegen die selbständig gewordenen

Randstaaten unternahm. Wenn Lettland,
Estland, Litauen und Finnland trotzdem damals
ihre Selbständigkeit bewahrt haben, so ist das

nur dem Umstand zuzuschreiben, dass die
Sowjetmacht noch nicht stark genug war, auch
diese Gebiete wieder zu annektieren.

Wenn Lenin betonte, dass die einzelnen
Muttersprachen am besten geeignet seien, politische
Instruktionen und Erklärungen zu vermitteln,
oder wenn er den Kommunisten befahl, geduldig

das Vertrauen in den guten Glauben (bona
fide) der Russen wieder aufzubauen, damit sie
mit ihrem politischen und sozialen Vorgehen
schneller und wirksamer Anhänger für die neue
Ordnung gewinnen könnten, so waren dies nur
taktische Massnahmen und keineswegs
Aufforderungen, seine Konzeption des unitären Staates

zu ändern oder gar aufzugeben.

So erklärte Lenin ausdrücklich in der Botschaft
an die Kommunisten der Bergrepublik und der
kaukasischen Republiken: «Aber so wichtig der
nationale Friede unter den Arbeitern und Bauern

der kaukasischen Volksstämme ist, die
Aufrechterhaltung und Weiterentwicklung der
Sowjetherrschaft ist noch wichtiger.»

Man meint oft, dass sich in Lenins Haltung
gegenüber dem Nationalismus eine Zwiespältigkeit

zeigt.

Diese Zwiespältigkeit bestehe darin, dass er
einerseits den Nationalismus mit Abneigung
betrachtete und an seine Stelle den Internationalismus

stellte, andererseits aber anerkannte,
dass es nicht möglich sei, den Völkern, die
durch Eroberung dem Staate eingegliedert wurden,

das Recht auf die Selbstbestimmung ihres
Schicksals verweigern.

In Wirklichkeit aber gab es keine Zwiespältigkeit

in Lenins diesbezüglicher Haltung, da er
das Selbstbestimmungsrecht nur als bedingtes
Mittel zum Internationalismus betrachtete,
sozusagen als Lockvogel, mit dem man die
unterdrückten Völker für das Sowjetregime bzw. für
die kommunistische Idee gewinnt.

Davon zeugt auch der Brief, den Lenin am
13. November 1922 an Joffe schrieb: «Ich habe

persönlich den Verdacht, dass Tomskijs Linie
russischer Chauvinismus ist oder doch darauf
hinausläuft. Für unsere gesamte Weltpolitik ist
es ungeheuer wichtig, das Vertrauen der
eingeborenen Völker zu gewinnen, es drei- und
vierfach zu gewinnen; ihnen zu beweisen, dass

wir keine Imperialisten sind, dass wir keine
Tendenz in dieser Richtung dulden werden. Das

ist ein Problem von weltweiter Bedeutung —
ohne Uebertreibung. Hierin müssen wir mehr
als streng sein; es wird sich auf Indien, auf den

ganzen Osten auswirken. Hier dürfen wir nicht
spassen; hier müssen wir tausendfältige Sorgfalt
walten lassen.» F. Kl.
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